
Nicht zu beanstanden ist weiterhin, wenn die Zivilkam­
mer den Ausfall der Arbeitseinheiten bis Ende 1964 
berücksichtigte. In der Praxis der Instanzgerichte hat 
sich die Auffassung durchgesetzt, daß bei unberech­
tigter Arbeitseinstellung, die nicht selten mit dem 
Verlassen der LPG gegen deren Willen verbunden ist, 
normalerweise das laufende Kalenderjahr als Höchst­
dauer für die Schadensberechnung anzusehen ist. Dem 
ist beizupflichten. Einer unbegrenzten Dauer der Er­
satzpflicht kann schon deshalb nicht zugestimmt wer­
den, weil auch die Leitung der LPG bemüht sein muß, 
die durch den Ausfall des Mitglieds entstandene Lücke 
durch eine Ersatzkraft oder arbeitsorganisatorische 
Maßnahmen in absehbarer Zeit zu schließen. Das be­
deutet jedoch nicht, daß es keine Ausnahmefälle geben 
kann, in denen anders zu verfahren ist, so z. B., wenn 
das Mitglied erst gegen Jahresende die Arbeit ein­
stellt und vollwertiger Ersatz nicht sogleich gefunden 
werden kann. Es besteht kein Anlaß, anders zu verfah­
ren, wenn ein Mitglied wegen unberechtigten Weg­
gangs aus der Genossenschaft ausgeschlossen wird, und 
in diesem Falle die Schadensberechnung etwa nur bis 
zum Tage seines Ausscheidens zuzulassen, denn die 
ökonomischen Auswirkungen sind vom Zeitpunkt des 
Ausschlusses unabhängig.
Die Mitgliederversammlung der Klägerin hatte be­
schlossen, den Verklagten nur für die Hälfte des ent­
standenen Schadens verantwortlich zu machen. Hier­
bei ist sie allerdings von einem erheblich höheren Be­
trag — 8905,80 MDN — ausgegangen, als er dann tat­
sächlich mit 724,88 MDN festgestellt wurde. Zu Recht 
hat das Kreisgericht die Schadensberechnung der Klä­
gerin nach der geplanten Bruttoproduktion je Mitglied 
nicht anerkannt, da sie die Produktions- und Gemein­
kosten außer acht läßt und deshalb zu nicht haltbaren 
Ergebnissen führt. Aber gerade deshalb hätte die 
Zivilkammer unter Beachtung ihrer sich aus § 139 ZPO 
ergebenden Hinweispflicht der Klägerin Gelegenheit 
geben müssen, darüber zu beschließen, ob der tatsäch­
liche Schaden, nachdem er sich als wesentlich niedriger 
als angenommen herausgestellt hatte, nunmehr in vol­
ler Höhe geltend gemacht werden solle, wozu die recht­
lichen Voraussetzungen vorliegen, da es sich um vor­
sätzliche Schadenszufügung handelt.
Die Entscheidung des Kreisgerichts ist aber auch in 
anderer Hinsicht nicht unbedenklich. Unter Berücksich­
tigung der Ziff. 28, 29 MSt III hat die Klägerin die dem 
Verklagten zustehende Restauszahlung für das Jahr 
1964 in Höhe von 667,10 MDN einbehalten, womit er 
auch einverstanden war. Bei dieser Maßnahme handelt 
es sich um die Geltendmachung eines normierten Scha­
denersatzes. Weitere Schadenersatzansprüche werden 
hierdurch laut ausdrücklicher Vorschrift nicht ausge­
schlossen. Von dieser Möglichkeit hat die Klägerin Ge­
brauch gemacht. Auf die sodann festgestellte Schadens­
summe hat sich die LPG aber den Betrag der einbe­
haltenen Restauszahlung anrechnen zu lassen. Das er­
gibt sich daraus, daß die Restauszahlung nicht etwa als 
Disziplinarmaßnahme, sondern zur Begleichung ent­
standenen Schadens einbehalten wird. Ist der nachge­
wiesene Schaden nicht höher als die einbehaltene Rest­
vergütung, so hat es damit sein Bewenden — sofern 
die Parteien nicht auch dieserhalb im Streit befangen 
sind —, und weitere Zahlungen können nicht verlangt 
werden. Dem hat die Klägerin auch Rechnung getra­
gen, indem sie nach Eintritt ins Streitverfahren eine 
Forderung von 3673 MDN einklagte, obwohl sie die 
Hälfte ihres Gesamtschadens mit 4340 MDN bezifferte. 
Bei ihrer Schadensberechnung hat die Zivilkammer das 
fehlerhafterweise nicht beachtet, so daß der Verklagte 
doppelt in Anspruch genommen wurde. Sofern die 
Klägerin auf Ersatz des gesamten Schadens bestehen

sollte, kann der Verklagte nur noch zur Zahlung von 
57,78 MDN verurteilt werden.

Ziff. 21, 53 MSt III.
Der aus der LPG ausgetretene Miteigentümer am ein- 
gebrachten Boden kann die Rückzahlung eines Anteils 
des gemeinsam geleisteten Inventarbeitrags nicht ver­
langen, wenn die anderen Miteigentümer noch Mit­
glieder der LPG sind. Ist er aus gesellschaftlich ge­
rechtfertigten Gründen ausgeschieden, so kann er von 
den in der LPG verbliebenen Miteigentümern einen an­
gemessenen Teil der Bodenanteile fordern.
OG, Beschl. vom 18. Februar 1965 — 1 Wz 1/65.

Der Kläger und seine Ehefrau sind je zur Hälfte Mit­
eigentümer eines landwirtschaftlichen Betriebes. Beim 
Eintritt in die verklagte LPG Typ III haben sie für den 
eingebrachten Boden Inventarbeitrag geleistet. Der 
Kläger ist aus der LPG ausgetreten und verlangt 
Rückzahlung der Hälfte des Inventarbeitrags. (Die Ehe­
frau ist LPG-Mitglied geblieben und erhält die vollen 
Bodenanteile.)
Das Bezirksgericht, das den Rechtsstreit gemäß § 28 
GVG herangezogen hat, hat dem Kläger die Gewäh­
rung einstweiliger Kostenbefreiung versagt. Die Be­
schwerde des Klägers ist unbegründet.

Aus den G r ü n d e n :
Für die Entscheidung der Frage, ob der Kläger zufolge 
seines Ausscheidens aus Ziff. 21 MSt III Ansprüche auf 
Rückzahlung eines Teils des Inventarbeitrags herleiten 
kann, ist in diesem Rechtsstreit von besonderer Be­
deutung, daß sich der eingebrachte Boden nicht in sei­
nem Alleineigentum befindet, sondern die Eheleute 
Eigentümer zu gleichen Bruchteilen sind. Gemäß Ziff. 2 
MSt III hat der Genossenschaftsbauer den gesamten 
Boden, den er vor seinem Eintritt in die LPG mit sei­
ner Familie bewirtschaftet hat, unabhängig von den 
Eigentumsverhältnissen, zur gemeinsamen Bewirt­
schaftung in die Genossenschaft einzubringen und einen 
entsprechenden Inventarbeitrag zu leisten (Ziff. 18 
MSt III). Da die Ehefrau des Klägers weiter Mitglied 
der Verklagten ist und sie vor Eintritt in die Genos­
senschaft den eingebrachten Boden mit diesem gemein­
sam bewirtschaftete, muß unabhängig vom Austritt des 
Klägers die gesamte Fläche der LPG zur Nutzung ver­
bleiben. Wollte man trotzdem dem Kläger auf Grund 
seines Ausscheidens einen Anspruch auf Rückgewäh­
rung der Hälfte des Inventarbeitrags zubilligen, so 
wäre seine Ehefrau als Miteigentümerin verpflichtet, 
den Inventarbeitrag wieder auf die ursprüngliche Höhe 
aufzustocken. Eine solche Rechtsanwendung führte zu 
einer großen Härte für den in der Genossenschaft ver­
bleibenden Miteigentümer, obwohl er den sich aus 
Art. 24, 26 der Verfassung ergebenden staatsbürger­
lichen Pflichten bei der Nutzung seines Bodeneigentums 
in einer Weise nachkommt, die den gesellschaftlichen 
Interessen am besten entspricht.
Hieraus ergibt sich, daß ein aus der Genossenschaft 
ausscheidender Miteigentümer am Grund und Boden 
die Rückzahlung eines entsprechenden Anteils des mit 
geleisteten Inventarbeitrags nicht verlangen kann, 
wenn andere Miteigentümer noch Mitglied der LPG 
sind. Sonst würden letztere durch ihre Nachleistungs­
pflicht in einer Weise finanziell belastet, die der weite­
ren Verbesserung der materiellen und kulturellen 
Lebensbedingungen der Landbevölkerung und damit 
§ 1 Abs. 2 LPG-Ges. entgegensteht. Allerdings wird der 
Miteigentümer, der aus gesellschaftlich gerechtfertigten 
Gründen aus der LPG ausgeschieden ist, von dem in 
der Genossenschaft verbliebenen Miteigentümer einen 
angemessenen Teil der gezahlten Bodenanteile als 
Ausgleich verlangen können.

288


